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gen der Landwirtschaft, in staatlichen Organen und Einrich­
tungen sowie in gesellschaftlichen Organisationen gebildet, in 
denen mehr als 50 Betriebsangehörige tätig sind. In Betrieben 
mit weniger Betriebsangehörigen können Konfliktkommissio­
nen gebildet werden, wenn eine Betriebsgewerkschaftsorgani- 
sation besteht.

(2) Konfliktkommissionen werden entsprechend den gesell- 
schaftlidhen Erfordernissen in landwirtschaftlichen und gärt­
nerischen Produktionsgenossenschaften gebildet, in denen Ge­
werkschaftsorganisationen bestehen. Sie sind für die im Ar- 
beitsrechtsverhältnis stehenden Bürger zuständig.

(3) Der Tätigkeitsbereich einer Konfliktkommission soll in 
der Regel nicht mehr als 300 Betriebsangehörige umfassen. Da­
bei sind die Bereiche der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
zu berücksichtigen.

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Betriebe, Ein­
richtungen, Organe, Organisationen und Produktionsgenossen­
schaften sind Betriebe im Sinne dieses Gesetzes.

§5
Bildung der Schiedskommissionen

(1) Schiedskommissionen werden in Städten und Gemeinden 
gebildet In landwirtschaftlichen und gärtnerischen Produk­
tionsgenossenschaften, in Produktionsgenossenschaf ten der Fi­
scher und der Handwerker werden Schiedskommissionen ent­
sprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen gebildet.

(2) Der Kreistag, die Stadtverordnetenversammlung in 
Stadtkreisen oder die Stadtbezirksversammlung in Städten mit 
Stadtbezirken beschließen, in welchen Bereichen ihres Territo­
riums Schiedskommissionen gebildet werden. Bei der Festle­
gung der Bereiche muß gewährleistet werden, daß die Bürger 
ihre Reihte vor der Schiedskommission ordnungsgemäß wahr- 
nehmen können. Zu berücksichtigen sind insbesondere die 
Zahl der Einwohner, die territoriale Ausdehnung und die Ver- 
keJtaursverhältnisse. In Städten soll der Tätigkeitsbereich einer 
Schiedskommission in der Regel nicht mehr als 8 000 Einwoh­
ner umfassen.

(3) Die Räte der Kreise, Städte und Stadtbezirke haben un­
ter Beachtung der im Abs. 2 bestimmten Kriterien bei we­
sentlichen Veränderungen der Einwohnerzahl in den Tätig­
keitsbereichen der Schiedskommissionen Beschlüsse für ihre 
Volksvertretungen über Veränderungen dieser Bereiche vor­
zubereiten. Dabei wirken sie mit den Ausschüssen der Natio­
nalen Front der DDR zusammen.

§ 6
Grundsätze der Wahl

(1) Die Mitglieder gesellschaftlicher Gerichte sollen Bürger 
sein, die in ihrer Arbeit sowie in ihrem gesellschaftlichen und 
persönlichen Verhalten Vorbild sind und Achtung und Ver­
trauen genießen. Sie können gewählt werden, wenn sie am 
Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte werden 
unmittelbar durch Bürger oder örtliche Volksvertretungen 
gewählt.

{3) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte werden 
nach ihrer Wahl in feierlicher Form verpflichtet, gerecht und 
unvoreingenommen zu entscheiden, ihre ganze Kraft für die 
Verwirklichung der sozialistischen Gesetzlichkeit und die Fe­
stigung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit einzusetzen. 
Ober ihre Wahl erhalten sie eine schriftliche Bestätigung.

(4) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte wählen 
ihren Vorsitzenden und einen Oder mehrere Stellvertreter.

(5) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte berichten 
ihren Wählern über die Erfüllung der mit der Wahl übernom­
menen Aufgaben.

(6) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte in den Be­
trieben und Produktionsgenossenschaften können durch ihre 
Wähler, in den SJädten und Gemeinden durch die Volksver­
tretungen, die sie gewählt haben, abberufen werden, wenn sie 
gegen die Verfassung oder die Gesetze verstoßen oder sonst

ihre Pflichten gröblich verletzen. Sie können auch abberufen 
werden, wenn sie aus gesundheitlichen oder aus anderen 
Gründen zur Ausübung ihrer Tätigkeit nicht mehr in der 
Lage sind.

Wahl der Konfliktkommissionen
§7

(1) In Ausübung ihrer verfassungsmäßigen Rechte organisie­
ren die Gewerkschaften die Wahl der Mitglieder der Konflikt­
kommissionen. Der Bundesvorstand des FDGB trifft für die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl die erforderlichen 
Festlegungen.

(2) Die Betriebsgewerkschaftsleitungen sind für die Vorbe­
reitung und Durchführung der Wahl verantwortlich: Die Be­
triebsleiter schaffen dafür die sachlichen Voraussetzungen.

(3) Die Kandidaten für die Konfliktkommissionen werden in 
den Gewerkschaftsgruppen benannt und von den betriebli­
chen Gewerkschaftsleitungen in Versammlungen der Werktä­
tigen vorgeschlagen.

§ 8

(1) Die Mitglieder der Konfliktkommissionen werden von 
den Betriebsangehörigen nach den Grundsätzen der Gewerk-

' Schaftswahlen in geheimer Wahl für die Dauer der Wahlpe­
riode der gewerkschaftlichen Vorstände und Leitungen ge­
wählt.

(2) Für eine Konfliktkommission werden 8 bis 15 Mitglieder 
gewählt. In Betrieben mit weniger als 100 Betriebsangehöri­
gen'kann die Zahl der Mitglieder bis auf 6 verringert werden.

(3) Die Verpflichtung der gewählten Mitglieder der Kon­
fliktkommissionen (§6 Abs. 3) erfolgt durch die betrieblichen 
Gewerkschaftsleitungen.

§9
Nachwahl

(1) Eine Nachwahl von Mitgliedern ist durchzuführen, wenn 
die ordnungsgemäße Tätigkeit von Konfliktkommissionen 
nicht mehr gewährleistet ist. In diesen Fällen treffen die Be­
triebsgewerkschaftsleitungen die erforderlichen Maßnahmen.

(2) Die Vorbereitung und die Durchführung der Nachwahl 
richten sich nach den §§ 6 bis 8 dieses Gesetzes.

Wahl der Schiedskommissionen
§10

(1) Der Minister der Justiz trifft die für die Vorbereitung 
und Durchführung der Wahl der Mitglieder der Schiedskom­
missionen erforderlichen Festlegungen.

(2) Die Volksvertretungen in den Städten, Stadtbezirken 
und Gemeinden sowie die Vorstände der Produktionsgenos­
senschaften sind für die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahl verantwortlich.

(3) Die Kandidaten für die Schiedskommissionen werden in 
den Städten und Gemeinden von den demokratischen Parteien 
und Massenorganisationen, in den Produktionsgenossenschaf­
ten von den Vorständen vorgeschlagen.

(4) Die-Aufstellung der von den demokratischen Parteien 
und Massenorganisationen vorgeschlagenen Kandidaten für 
die Schiedskommissionen in den Städten und Gemeinden er­
folgt durch die Ausschüsse der Nationalen Front der DDR. 
Diese reichen die Wahlvorschläge beim Rat der Stadt, beim 
Rat des Stadtbezirkes oder beim Rat der Gemeinde ein.

(5) Über Einwendungen gegen einzelne Kandidaten ent­
scheiden die Vorsehlagsberechtigten.

§11
(1) Die Mitglieder der Schiedskommissionen werden in den 

Städten und Gemeinden von den zuständigen örtlichen Volks­
vertretungen, in den Produktionsgenossenschaften von den 
Mitgliedern für die Dauer der Wahlperiode der örtlichen 
Volksvertretungen gewählt.


